
Der Dritte Senat des Berliner Ver- 
waltungsgerichts bestritt in zwei- 
ter Instanz dem Konvent der FU- 
Berlin das Recht, sich zu allgemein- 
politischen Fragen zu äußern. Das 
Gericht begründete seine Entschei- 
dung mit dem Hinweis, die FU, 
dürfe gemäß ihrer Satzung nur zu 
Fragen Stellung nehmen, die mit 
der Hochschule „unmittelbar zu- 
sammenhängen". Auch der Konvent 
könne keine zusätzlichen Rechte für 
sich in Anspruch nehmen. 
Gegen das Urteil des Oberverwal- 
tungsgerichts kündigten die Stu- 
denten Revision beim Bundesver- 
waltungsgericht an, da sie sich 
durch die politische Justiz nicht 
ihres Selbstverständnisses berau- 
ben lassen möchten. Der Konvent 
begründete seine Haltung mit der 
Feststellung, daß die Wissenschaft 

„um der eigenen Freiheit willen 
Sorge um die Freiheit der Gesell- 
schaft" zu tragen habe. Schon allein 
durch das , gesellschaftliche Inter- 
esse an der Wissenschaft erhalte 
diese politischen Charakter. 
Demgegenüber hat das Verwal- 
tungsgericht Sigmaringen einen 
Aufruf des Tübinger AStA zu 
einem Schweigemarsch anläßlich 
der Intervention durch die 5 Staa- 
ten des Warschauer Paktes in der 
CSSR nachträglich für zulässig er- 
klärt. 
Das gleiche Gericht hatte in frü- 
heren Prozessen der Studenten- 
schaft das Recht auf allgemeinpoli- 
tische Äußerungen abgesprochen. 
Damals ging es freilich um Vietnam, 
Griechenland und Notstandsgesetze. 
Die Klage auf Unterlassung weite- 

rer politischer Äußerungen zur 
Lage in der CSSR und auf Wider- 
ruf der Resolution des Tübinger 
AStA war von einem Studenten er- 
hoben worden, der die Probe aufs 
Exempel machen wollte. 
Es hat geklappt. 

Senatskommission 

gefährdet 

Die. Senatskommission für Verfas- 
sungsfragen kann ihre seit langem 
geplante Klausurtagung am 16. 
September nicht durchführen. Der 
Vorsitzende, Prof. Quaritsch (Abtei- 
lung 6) hat kurz vor Beginn der 
Tagung bekanntgegeben, daß er 
einen Ruf an die FU Berlin ange- 
nommen habe. 

Zu Joseph Hellers Schauspiel über den Befehlsnotstand: „Wir bombardieren Regensburg" (Erstaufführung im 

westdeutschen Raum). 

Zu der szenischen Demonstration „Prozeß in Nürnberg" von Rolf Schneider (Erstaufführung für die Bundes- 

republik). 

Zur deutschsprachigen Erstaufführung von Fernando Arrabals „Garten der Lüste". 

Zur Neuüberprüfung klassischer Dramen wie Kleists „Prinz von Homburg", Shakespeares „Sommernachtstraum" 

und „Romeo und Julia". 

Zu Versuchen mit Vorläufern des zeitgenössischen Dramas wie Werken von Wedekind, Sternheim und Kaiser. 

Das ist nur eine Auswahl aus dem Jubiläumsspielplan „50 Jahre Schauspiel in Bochum", den wir vom 20. Sep- 

tember bis zum nächsten Sommer zur Diskussion stellen. 

Daß Studenten bei uns nur halbe Preise zahlen (und bei Sonderveranstaltungen noch weniger), ist nicht mehr neu. 

Aber sonst vieles. Go in. 

Auskünfte und Informationsmaterial über Vormietekasse und Dramaturgie, 463 Bochum, Königsallee 15, 

Telefon 37015-18. 

GO IN 

SCHAUSPIELHAUS BOCHUM 

HANS SCHALLA 

Unsere Geduld ist zu Ende 

Vollkommen 

überlastet? 
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Bochumer Studenten Zuilnng 

Bochumer AStA will jetzt Getto durchbrechen 

Devise des neuen Vorstands heißt Informieren-Kooperieren/teach-ins in der Stadt 
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Heute 

„Beschlüsse werden in öffentlichen Vorstandssitzungen gefaßt, ,Studentenschaft aktuell' informiert über akute Probleme. Nach 
der Diskussion im Studentenparlament führt dann die Studentenvollversammlung Entscheidungen herbei." So lautet das Programm 
des Vorstandes der Studentenschaft für demokratische Willensbildung an der Hochschule. 

Im kommenden Wintersemester 
werden die Schwerpunkte der Ar- 
beit im hochschulpolitischen Bereich 
liegen: Universitätsverfassung, 
Stellungnahme zu den Entwürfen 
eines Hochschulgesetzes für Nord- 
rhein-Westfalen, Teilnahme der 
Studentenschaft bei Berufungen, 
Analyse der derzeitigen Prüfungs- 
praxis. Die Effektivität der Fach- 
schaftsarbeit soll durch Verabschie- 
dung einer Fachschaftsrahmenord- 
nung gefördert werden. 
Der Vorstand, hervorgegangen aus 
einer Links-Koalition der Wahl- 
sieger SHB und HSU, bekennt sich 
entschieden zu seinem politischen 
Mandat. Um der Isolierungsgefahr 
im Querenburger Campus zu ent- 

gehen, soll die in der „Ruhr-Aktion" 
des vergangenen Sommers begon- 
nene Zusammenarbeit insbesondere 
mit Arbeitern und Schülern ver- 
stärkt werden. Diesem Ziel dient 
auch ein monatliches teach-in, das 
der AStA in der Berufsschule in 
Bochum durchführt. Eine erste Ver- 
anstaltung befaßte sich aus aktuel- 
lem Anlaß mit den Vorgängen in 
der CSSR. Am 8. Oktober steht der 
„kritische Katholizismus" zur Dis- 
kussion. 

Der Zweck liegt nicht in der De- 
batte, Ziel ist die politische Zusam- 
menarbeit mit progressiven und 
sozialistischen Kräften außerhalb 
der Universität. 

Vertriebenenminister forderte zur Veränderung des status quo 
Vertriebenen in Bochum gegen oppositionelle Jugendliche. 

Zw«ig«loll. 
Ruhr-Universität 
Lennershofstraße 70 

Zweigstelle 

Overbergstraße 7 

Der neue Vorstand der Bochumer Studentenschaft: Guido Boulboulle, 23, Kunstgeschichte, Geschichte, So- 
ziologie, 8. Sem.; Beiner Duhm, 24, Sozialwissenschaft, 4. Sem.; Horst Peter Kasper, 21, Germanistik, Soziolo- 
gie, 5. Sem.; Manfred Koenig, 24, Psychologie, 7. Sem. (von links nach rechts). Im Gegensatz zur bisherigen 
•Praxis werden die Kessorts gemeinsam verwaltet. 

Seite 2: 
Es ist erreicht 

Seite 3: 
Was vormachen lassen 
Tutoren 
CDU-Hochschulgesetz 

Seite 4: 
Johanna O. 
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auf. Schirme, Stöcke und Fäuste waren die Argumente der 

kommen Sie zu uns. 
Wir übernehmen Ihre Geld- 
angelegenheiten. Studien- 
und Sozialgebühren zahlen 

kostenlos bei uns ein. 

WESTFÜLEKBANK 
AKTIENGESELLSCHAFT 
Bochum, Huestraße 21-25 

Schauplatz war nicht der Partei- 
konvent in Chicago. Dennoch, bei 
der Veranstaltung zum „Tag der 
Heimat" in der Bochumer Ruhr- 
lahd-Halle am 7. September, waren 
die Sicherheitsvorkehrungen be- 
trächtlich. Selbst Kinder, die das 
offizielle „Festprogramm" verteil- 
ten, wurden von den Ordnern am 
Eingang nach Flugblättern mög- 
licherweise zersetzenden Inhalts 
durchsucht. Polizei, von Graf Har- 
denberg in großen Mengen heran- 
geführt, hielt sich vorerst taktisch 
klug in tiefgestaffelten Bereit- 
schaftsräumen. 

Im Innern der Show hatte Bür- 
germeister Claus (SPD) die undank- 
bare Aufgabe, als Rahmenkämpfer 
in den Ring zu steigen, dieweil 1500 
Zuschauer auf den Champion Kai 
Uwe von Hassel warteten. Bei des- 
sen Erscheinen brandeten durch 
den Beifall der Heimattreuen „Uwe- 
Uuuwe"-Rufe von Seiten der hei- 
matlosen Linken. 

Von Hassel, über den genauen 
Standort potenzieller Unruhestifter 
von der Veranstaltungsleitung in 
Kenntnis gesetzt, meinte, nach links 
blickend, „Nur die gesicherte Frei- 
heit im Innern gibt Ihnen die 
Chance, sich so in der Ruhrland- 
Halle zu melden." Die APO dankte 
es ihm und spendete an verschie- 
denen, vom Sonntags-Redner als 
unpassend empfundenen Stellen 
Applaus, in den das Publikum, kri- 
tischem Verstehen ohnehin nicht 
zugetan, arglos einfiel. 

Als von Hassel dartat, wie sich 
im Kopfe des deutsch-ostafrikani- 
schen Edelmannes die Wiederver- 
einigung malt (Anerkennung der 
Oder-Neiße-Grenze bedeutet be- 
dingungslose Kapitulation, Notwen- 
digkeit der Veränderung des status 
quo) und erklärte, er spräche auch 
für die entmündigten Zonenbewoh- 
ner, wurden Rufe laut: „Heuchler, 
Revanchist". 
Inzwischen ließ der Minister die 

Darstellung der HSU, des SDS und 
des Republikanischen Clubs Bo- 
chum dementieren, wonach er die 
Formulierung gebraucht habensoll: 
„Den Worten über den Anspruch 
der Vertriebenen auf ihre Forde- 
rungen müssen Taten folgen." 
Er habe vielmehr sinngemäß ge- 
sagt, „eine Rückvertreibung der in 
den unter polnischer Verwaltung 
stehenden Gebieten lebenden Polen 
sei auszuschließen". Einseitige deut- 
sche Verzichte würden der anderen 
Seite jedes Interesse an Friedens- 
verhandlungen nehmen. (So das 
Ministerbüro gegenüber der Frank- 
furter Rundschau.) 
Nicht dementiert wurde von Has- 
sels Aufforderung, gegen Zwischen- 
rufer handgreiflich vorzugehen. 
Als sich der Minister durch den 
Zwischenruf „Faschist" irritiert 
fühlte, stellte er fest, die Geduld 
des Publikums sei nicht grenzenlos. 
Einmal sei sie zu Ende. 

Sofort begann unter tosendem Bei- 
fall die Saalschlacht. Mit Fäusten, 
Schirmen und Spazierstöcken wur- 
den die meist studentischen Oppo- 
sitionellen bei Gebrauch spezifi- 
scher Schimpfwörter aus dem Saal 
geprügelt. 
Die Polizei leistete bedrängten Stu- 
denten keine Hilfe, so daß es zu 
Verletzungen kam. Zur Zeit werden 
Anzeigen gegen die Polizei wegen 
unterlassener Hilfeleistung erwo- 
gen. Die glaubte mit der Verhaftung 
von drei Opponenten ihrer Amts- 
pflicht genüge getan zu haben. 
Während drinnen die guten Deut- 
schen sich der raschen und gründ- 
lichen Säuberung freuten („Nach 
10 Minuten war der ganze Spuk 
vorbei") und sich ganz dem nach- 
folgenden Unterhaltungsprogramm 
widmen konnten, diskutierten die 
„Vertriebenen" draußen mit dem 
Polizeipräsidenten. 

Konforme Äußerungen erlaubt 
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Endlich Universitäts-Kindergarten 

Sfudenfenelfern können ihre Kinder jetzt zur Uni mitnehmen 

Bochum war von Anfang an die 
Universität mit den prozentual mei- 
sten verheirateten Studenten. Ein 
besonderes Problem, wenn beide 
Elternteile studieren, Mutter oder 
Vater berufstätig sind, stellte der 
jüngste akademische Nachwuchs 
dar, der im günstigsten Falle der 
liebevollen Fürsorge von Groß- 
müttern anheimfiel. Seit 1. August 
eröffnen sich ihm neue Perspekti- 
ven. 
Seit Jahren bemühten sich Sozial- 
referat beim AStA und Studenten- 
werk um geeignete Räume und 
Finanzierung für das Projekt „Kin- 
dertagesstätte". So wurde vor zwei 
Jahren der Kauf eines Hauses er- 
wogen. Ungünstige Lage und hohe 
Umbaukosten ließen das Projekt 
scheitern. 
Schließlich gelang es der Studen- 
tenschaft, vom Kanzler der Uni- 
versität die Zusage für die Bereit- 

stellung einer Baracke hinter der 
Mensa zu erhalten, der Baracke VI, 
die damals Dienststellen des Staats- 
hochbauamtes beherbergte. 
Wo einst Bleistifte gespitzt wurden, 
sollten Windeln gewechselt werden. 
Der Weg bis dahin erwies sich als 
dornenvoll: Die Räumung der Ba- 
racke verzögerte sich, hohe Inve- 
stitionen waren erforderlich, die 
Termine mußten mehrmals ver- 
schoben werden. 
Schließlich konnte sich ein Verein 
„Kindertagesstätte an der Ruhr- 
Universität Bochum e. V." konsti- 
tuieren. Die Intiative lag beim Stu- 
dentenwerk, das die Pläne aus- 
arbeitete. 
Im Endausbau sollen 70 Kinder im 
Alter von 6 Wochen bis zu 6 Jahren 
ganztags von 8 bis 18 Uhr im Kin- 
dergarten untergebracht werden. 
Die pädagogische Betreuung obliegt 

Uni-Kindergarten: Studenten-Kinder, Montessori-Spielzeug 

einem Dutzend Säuglingsschwestern 
und Kindergärtnerinnen. 
Die Initiatoren waren sich einig, daß 
eine „Verwahranstalt" keine befrie- 
digende Lösung darstellt. Auf jeden 
Fall soll vermieden werden, daß die 
Kinder Heimschäden davontragen. 
Gute Kindergärten sind in der 
Bundesrepublik rar. Das Bo 
chumer Projekt hat kaum Vorbilder 
und konnte nicht an fremde Erfah- 
rungen anknüpfen. Unter Mitarbeit 
des Psychologischen Instituts wurde 
ein pädagogisches Programm ent- 
wickelt, ausgerichtet nach Montes- 
sori-Prinzipien. 
Immer noch Kopfschmerzen berei- 
ten die hohen laufenden Kosten des 
Projekts (Personalkosten, Kosten 
für Verpflegung, Neuanschaffungen 
und Instandhaltung). Insgesamt be- 
tragen die realen Kosten pro Kind 
und Monat über 300 Mark. Es ist 
bereits ein beträchtlicher Erfolg, 
daß die nach Einkommenshöhe ge- 
staffelten Beiträge der Eltern auf 
durchschnittlich ca. 110 Mark im 
Monat festgelegt werden konnten. 
Um zu gewährleisten, daß die Kin- 
der-Tagesstätte, eine Selbsthilfe- 
einrichtung bleibt, die nach den 
Möglichkeiten und Bedürfnissen der 
Studenten-Eltern ausgerichtet ist, 
hat der Studentenwerkausschuß des 
Parlaments eine Fragebogen-Aktion 
an die über 500 verheirateten Kom- 
militonen gestartet, mit deren Hilfe 
die soziale Lage der verheirateten 
Studenten in Bochum analysiert 
werden soll. Auf der Grundlage des 
zur Zeit noch ausstehenden Ergeb- 
nisses, sollen Bemühungen zur Ver- 
meidung sozialer Härten stehen. 
Nicht die Zahlungsfähigkeit der 
Eltern, sondern die Notwendigkeit 
der Unterbringung ihrer Kinder soll 
Kriterium für deren Aufnahme in 
die Kindertagesstätte werden. 

Anmeldungen nimmt der Verein 
„Kindertagesstätte an der Ruhr- 
Universität Bochum e. V." im Stu- 
dentenwerk (Baracke VIII) ent- 
gegen. 

Das Druckhaus 
für 
anspruchsvolle Kunden 

© 

Druckhaus 
Schürmann & Klagges 

Bochum 
Hans-Böckler-Straße 12-16 
Ruf 647 46-48 

„Grüne Teufel" 
In Frankfurt, München und Herne 
erreichten Gruppen der APO die 
Absetzung des US-Propaganda- 
streifens „Die grünen Teufel". (US- 
Ranger erscheinen im Gegensatz 
zum blutrünstigen Vietcong als edle 
Sanitäter, deren Hauptsorgen ge- 
schwollenen Mandeln der Viet- 
namesen und vom Feind blessier- 
ten Kindern gelten, die es aufrecht 
aus dem Kugelhagel fortzutragen 
gilt.) In Hannover luden Mitglieder 
des Club Voltaire Besucher zu einer 
Gegenfilm-Aufführung ein. Auch 
vor den Bochumer Kinos verteilten 
Studenten Flugblätter und disku- 
tierten mit den Besuchern. Die 
„Westfälische Rundschau" schreibt, 
es könne „Bürgern mit politischem 
Instinkt nicht gleichgültig sein, 
wenn man... das amerikanische 
Napalmgemetzel gegen ein 17-Mil- 
lionen-Volk als heroische Heldentat 
serviert bekommt. Wer dem ame- 
rikanischen Engagement gleichgül- 
tig oder rechtfertigend gegenüber- 
steht — weil es ja kommunistische 
Frauen und Kinder sind, die da 
geschlachtet werden — hat jedes 
Recht verloren, lauthals gegen den 
,Iwan' zu zetern oder sein christ- 
liches Gewissen mit Biafra-Spenden 
zu beruhigen." 

Lehrer kritisieren „Misere 

des Religionsunterrichts" 
Essen — Heftige Kritik an der 
„Misere des Religionsunterrichts" 
an den deutschen Schulen haben 
auf dem Deutschen Katholikentag 
in Essen etwa 500 katholische und 
evangelische Christen, darunter 
viele Religionslehrer, bei einem 
„teach in" des „Kritischen Katho- 
lizismus" geübt. Fast alle Diskus- 
sionsteilnehmer bedauerten die 
„katechetische Floskelsprache" und 
„religiöse Schwafelei" in Religions- 
büchern. Diese Bücher seien durch- 
weg veraltet. Die Lehrpläne für den 

Religionsunterricht, die zum Teil 
die Druckerlaubnis deutscher Bi- 
schöfe hätten, seien ebenfalls über- 
holt. Mehrere Religionslehrer tra- 
ten dafür ein, einen lebendigen 
Unterricht ohne offizielle Lehr- 
bücher zu gestalten. In der sehr 
lebhaften Diskussion wurden auch 
Alternativmodelle eines gesell- 
schaftsbezogenen sozialkundlichen 
und religiöse Fragen mit umfassen- 
den Unterrichts erörtert, der mit 
dem Religionsunterricht bisheriger 
Form nichts mehr gemein hat. dpa 

GEW: Schülerbeteiligung 

bei Versetzungskonferenz 
Düsseldorf — Die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
in Nordrhein-Westfalen hat einen 
Entwurf zur Schülermitverantwor- 
tung veröffentlicht, der die bera- 
tende Teilnahme der Schüler an 
den Konferenzen über Zensuren, 
Versetzungen und Abschlußprüfun- 
gen vorsieht. Die Schülerräte sollen 
nicht nur an der Organisation von 
Schülerlotsendienst, Schulausflü- 
gen, Schulfeiern und ähnlichen 
Dingen mitwirken, sondern auch an 
sozialen Aufgaben, wie der Gewäh- 
rung von Stipendien und Aus- 
bildungs- und Erziehungsbeihilfen 
teilhaben. Je nach Altersstufe sol- 
len sie auch an der Gestaltung des 
Unterrichts mitwirken und in Dis- 
ziplinarkonferenzen vertreten sein, 
die Schüler betreffen. Die GEW 
stellte ein Junktim zwischen der 

Schülermitverwaltung und einer 
weitergehenden Mitbestimmung der 
Lehrer her. GEW-Geschäftsführer 
Franz Woschech erklärte dazu, man 
könne vom Lehrer nicht verlangen, 
daß er den Schülern weitgehende 
Mitbestimmung gewähre, während 
die Schule selbst nach hierarchi- 
schen Prinzipien geordnet sei. (dpa) 

Schnur geht weg 
Roman Schnur, Professor für Poli- 
tische Wissenschaft, hat zum 1. 10. 
1968 einen Ruf der Verwaltungs- 
akademie in Speyer angenommen. 
Wie die Redaktion aus gewöhnlich 
gut informierten Kreisen der Uni- 
versität erfahren konnte, ist Pro- 
fessor Schnur damit einem Aufruf 
des „Wohlfahrtsausschusses" der 
Abteilung VIII gefolgt. 
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Gießener Kreis ruft 

zum Wahlbündnis auf 

Der Gießener Kreis, ein Zusammenschluß von Professoren, Ge- 
werkschaftlern, Künstlern, Studenten und Arbeitern, will sich im 
nächsten Jahr an Bundestags- und Kommunalwahlen beteiligen. 

Neben den Professoren Wolfgang 
Abendroth, Professor Ernst Bloch 
und vielen anderen Wissenschaft- 
lern haben Schriftsteller, Betriebs- 
räte und Gewerkschaftssekretäre 
einen Wahlaufruf unterzeichnet, in 
dem es u. a. heißt: 
„Die herrschenden Kräfte der Bun- 
desrepublik haben den letzten 
Schleier fallenlassen, der über ihre 
Politik gebreitet war. Mit den Not- 
standsgesetzen ist der demokra- 
tische Auftrag des Grundgesetzes 
im Kern getroffen. Indem das Par- 
lament sie verabschiedete, hat es 
sich als Vertretung des Volkes auf- 
gegeben. Anstatt der überfälligen 
sozialen, wirtschaftlichen und poli- 
tischen Reformen erleben wir das 
Festhalten an einer Politik der 
Stärkung des Großkapitals, der 
Rüstung, der Gebietsansprüche an 
den Osten, der Unversöhnlichkeit 
gegenüber der DDR. Unter diesen 

Umständen wird , unentwegt dem 
organiserten Rechtsradikalismus in 
die Hände gearbeitet". 
An einer anderen Stelle: „Die 
Unterzeichner dieses Aufrufs mei- 
nen, die demokratischen Kräfte, die 
vielfach noch getrennt auftreten, 
sollten sich zur Bundestagswahl 
vereinigen ... Wir rufen dazu auf, 
ein machtvolles Wahlbündnis zu 
bilden, in dem die Kräfte der De- 
mokratie und des Fortschritts un- 
geachtet ihrer Weltanschauung — 
ob christlich, liberal oder soziali- 
stisch — zusammenwirken. 
Wir raten, überall im Land unver- 
züglich die Initiative zu ergreifen, 
Zentren zu schaffen und Verbindun- 
gen aufzunehmen, damit es im 
Herbst zur Bildung eines umfas- 
senden Wahlbündnisses für die 
ganze Bundesrepublik mit einem 
gemeinsamen Aktionsprogramm 
kommen kann." 

DR-HAMVIER 

je öfter— je lieber 

preiswert und gut 

Architekturwettbewerb für Universität 

Dortmund von »Bochumern« gewonnen 

Beim Ideenwettbewerb für die Nach- 
barüniversität Dortmund gingen in 
der vergangenen Woche Haupt- 
preise nach Bochum. Die Preis- 
träger, die auf den Erfahrungen 
von Bochum aufbauen, sind in der 
ersten Stufe Knümann/Lenz (Bo- 
chum, Mainz) und das Büro Eller- 
Moser-Walter (Universität Bochum, 
Naturwissenschaftliche Abteilung). 
In der zweiten Stufe liegen das 
Büro Lehmann (Dortmund), das 
Staatshochbauamt (Bochum), das 
Büro Hennig (Neues Zentrum 

Querenburg) und das Büro Laskow- 
ski. In der 4. Stufe liegt das Büro 
Hentrich + Petschnigg (Düsseldorf). 
Für die Nachbaruniversität Dort- 
mund, die die Eingliederung der 
Universität in die Stadt zum Thema 
hatte, wurden als Weiterentwick- 
lung aus der Universität Bochum 
die Kommunikationseinrichtungen 
zwischen Professoren, Studenten 
und Bürgern stärker betont. 
Die eingereichten 79 Arbeiten sind 
ab nächster Woche in Dortmund zu 
besichtigen. 

j4lilis bleiben 

weiter gefragt 

Das Grundübel der Bundesrepu- 
blik in ihrer inneren Verlogenheit 
darzustellen war einst Rudolf Aug- 
steins guter Vorsatz. Daß Lüge, 
Diskrepanz zwischen Anspruch und 
Realität, nicht nur die braune Welle 
derjenigen kennzeichnet, die im 
Blute den Ruf der Scholle spüren, 
ist ebenso wahr wie die geschicht- 
liche Beobachtung, daß sich der 
Faschismus nicht am Rande der 
Gesellschaft entwickelt, sondern in 
ihrem Zentrum. Als ideologisierte 
Unwahrheit. Symptome: Sonntags- 
reden, Wirklichkeitsflucht, aus ver- 
drängtem Schuldbewußtsein ge- 
speiste Aggressivität, Suchen nach 
dem politischen Alibi. 
Hierzulande konnte ein Arbeits- 
kampf im andern deutschen Staat 
zum nationalen Feiertag erklärt 
werden (gegen Streiks im Innern 
schuf man Notstandsverordnun- 
gen). Der kalte Krieg verschleierte 
die Aushöhlung der Demokratie, 
die Mauer ersetzt eine wirtschaft- 
lich und politisch vernünftige Ber- 
lin-Regelung. 
Ein anstrengendes Geschäft auf 
die Dauer, die Konturen der Wahr- 
heit zu überpinseln: Die DDR 
wurde zum 7. Industriestaat der 
Welt, der kalte Krieg zeigte Alters- 
erscheinungen, und Axel Cäsar tat 
sich bei der Beschaffung seiner 
Mauer-Toten immer schwerer. Kurz: 
Die Alibis wurden rar, und beinah 

hätte der Schiller mit dem Solle 
(zum Leidwesen der Christen- 
Union). — Gemach, Stalin sei 
Dank, versicherte sich der Kreml 
gewaltsam der Bündnistreue eines 
Verbündeten. 
Die Tschechen, bis dato neben 
Russen und Polen auf der Unter- 
menschenliste der Vertreiber, 
avancierten unbeschadet territoria- 
ler Forderungen zum beklagten 
Nachbarvolk. Deutsche Truppen 
aus der DDR in Prag wurden von 
allen als nationale Schmach emp- 
funden, die ansonsten von Blitz- 
siegen nur mit Respekt und Ver- 
ehrung sprachen. Kiesinger konnte 
„Nato" schreien und brauchte wei- 
terhin nichts zu tun. „Bild" zeigte 
den Kommunismus wie in den gol- 
denen Tagen des ,roll back' und 
ließ Dubcek von den mongoli- 
schen Russen zusammenschlagen, 
in Stehzellen kampieren, unrasiert 
und beschissen 5 Tage lang bei 
Verhandlungen in Moskau schwei- 
gen. Schade, daß die Massenflucht 
ausblieb, zu der die Prager Re- 
former angeblich durch die Presse 
der BRD aufriefen und auf die man 
so gut vorbereitet war. 
Immerhin, die antikommunistische 
Mobilisierung der Bevölkerung be- 
wahrte die Clique (wieder einmal) 
vor dem Offenbarungseid. Im 
Schatten von Prag konnte Berufs- 
Berliner Lemmer am 21. 8. fordern, 
endlich mit der APO Schluß zu 
machen. 
Oppositionellen Studenten, bislang 
für Arbeitslosigkeit (laßt Bauarbei- 
ter ruhig schaffen, kein Geld für 
langbehaarte Affen), das Anwach- 
sen der NPD und den allgemeinen 
Verfall der guten Sitten verant- 
wortlich gemacht, ist weiterhin die 
ludenrolle im Formierungsprozeß ä 
la CDU-Staat vorbehalten. 

A. Kircher 
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Zur Holl mit Boll! 
(Stoßgebet des H. H. Generalvikars 
Volkwart Bund zum Borromäus- 
Sonntag) 
Zur Holl 
mit Boll! 
Herr stoße 
den Amery tief in die feurige Soße! 
Laß den Hochhuth in seinen 
Pamphleten 
von zornigen Teufeln zwacken 
und kneten! 
Aufsässige Schreiber, 
respektlose Weiber 
wie Vilma Sturm — 
mach sie zum Wurm! 
Auf daß sie verschwinden 
in der Erdkruste Ritzen 
und keine Tinte mehr wider uns 
spritzen! 
Und — mach es Dir zur Pflicht! — 
verschone auch meine Amtsbrüder 
nicht, 
wenn sie die Kirche mit Hieben 
bedenken 
statt ihr nur Weihrauch und 
Lobpreis zu schenken; 
so Friedrich Heer, den 
J ugendv erteidiger 
und Ecclesia-Santa-Beleidiger! 
Willst Du diesen Wicht nicht fassen? 
Oder ihn wenigstens ausgleiten 
lassen 
damit er sich die Schreibhand 
bricht? 
Herr, das alles tut nicht gut! 
Herr, stoppe die Flut! 
Herr, tilge alles, was kritisch 
und peinlich — 
und erhalte uns unseren Waggerl, 
Karl Heinrich! 
Josef Reding 
Aus Kritischer Katholizismus Nr. 5 

Die Avantgarde und das Chaos 

In Frankfurt erfolgte keine Neubestimmung der SDS-Politik 

Die Delegiertenkonferenz des SDS 
in Frankfurt vom 12. bis 18. 9. 
zeigte deutlich, daß der Verband in 
den nächsten Monaten seine bis- 
herige Struktur überwinden muß, 
da diese durch die politische Praxis 
der einzelnen Gruppen überholt 
und in offenem Widerspruch zu 
einer qualitativ neuen politischen 
Arbeit getreten ist. Der Ausschluß 
der fünf Genossen, die der Politik 
der KPD nahestehen, konnte über 
die Organisationsproblematik nicht 
hinwegtäuschen. 
Der Hauptgrund für den Ausschluß 
war, daß die KP-Fraktion die 
Aktionseinheit des SDS zu zerstö- 
ren drohte. (In Köln z. B. entfern- 
ten Mitglieder des rechten Flügels 
von den Antiautoritären errichtete 
Barrikaden.) Das Verhalten der 
fünf ausgeschlossenen Mitglieder in 
Sofia wurde als konsequente Fort- 
führung ihrer Politik in West- 

deutschland interpretiert. (Sie hat- 
ten u. a. ein vom SDS-Bundesvor- 
stand initiiertes Sit-in vor der 
Sofiaer US-Botschaft zu verhin- 
dern versucht.) Ihr Ausschluß soll 
nach intensiver Diskussion über die 
Organisationsfrage zu einer Neu- 
bestimmung der SDS-Politik füh- 
ren, die nicht mehr von der Bünd- 
nispolitik nach rechts beeinflußt 
sein wird. 

Nach der Ausschlußfrage standen 
folgende Punkte zur Diskussion: 
Anti-Bundeswehr-Kampagne, Anti- 
Justiz-Kampagne, Hochschule und 
Technologie. Zwei Gruppen (Ham- 
burg und Frankfurt) arbeiten z. Z. 
an dem Bundeswehrprojekt. Ihre 
Diskussionsbeiträge: 
a) Intensivierung der Zusammen- 

arbeit mit Lehrlingen und Jung- 
arbeitern, um die in Ansätzen 
vorhandene Aktionseinheit zu 
festigen. 

a# 
  

Häufige Abstimmungen, wenig Beschlüsse auf der diesjährigen Dele- 
giertenkonferenz des SDS 

b) Der SDS muß versuchen, die Re- 
pressionen des Bundeswehr- 
Offizierkorps gegen Soldaten 
zur Politisierung der Soldaten 
fruchtbar zu machen. 

Die Diskussion über politische 
Justiz führte zu der Forderung, so 
schnell wie möglich lokale Kura- 
torien „Republikanische Hilfe" zu 
gründen, um die angeklagten De- 
monstranten der Anti-Springer- 
und Anti-Notstands-Kampagne in 
ihrer Verteidigung schulen und 
ihnen materielle Hilfe gewähren zu 
können. Es habe für die Angeklag- 
ten keinen Zweck, sich als einzelne 
zu verteidigen; vielmehr komme es 
darauf an, sie durch entsprechende 
Aktionen im und vor Gericht zu 
unterstützen. 

In der Diskussion über die Basis- 
arbeit an der Hochschule lieferten 
die Frankfurter, Berliner und Hei- 
delberger Delegierten die wichtig- 
sten Beiträge. Vor allem diese Dis- 
kussion zeigte, daß die DK aufgrund 
ihrer aus der sozialdemokratischen 
Zeit stammenden Verbandsstruktur 
nicht mehr in der Lage, ist zu einer 
(Neu-)Bestimmung der SDS-Politik 
beizutragen. (Schon hier wurde der 
Antrag auf Vertagung der DK ge- 
stellt.) 
Einen wichtigen Beitrag zur Orga- 
nisationsfrage lieferten Berliner 
Genossinnen, die sich aufgrund der 
familiär - autoritären Verbands - 
Struktur außerhalb des SDS orga- 
nisiert haben (Bewegung zur Be- 
freiung der Frauen). Ihr Beitrag 
initiierte die Diskussion über „Auto- 
ritäten" im SDS, über privilegierte 
und unterprivilegierte Genossen. 

Die Organisationsfrage wird bis zur 
Fortsetzung der bis zum 16. Novem- 
ber vertagten DK vorrangig sein. 
Die Hamburger, Bochumer und 
Münsteraner SDS-Gruppen streben 
eine Organisation auf Projekt- 
gruppen-(Räte-)Basis mit regiona- 
len Räten und einem Zentralrat an. 

„Warum sich nichts vormachen lassen?" 

Eine große Zahl von Publikationen, Streitschriften, Apologien befaßt sich mit der „Unruhe in der 
deutschen "Öffentlichkeit". So ein entsprechender Artikel in „Der Arbeitgeber". 

Ausgangspunkt der nachfolgenden 
Überlegungen: „Die stimmungs- 
mäßige Grundtönung der Gesell- 
schaft ist nicht mehr auf Kampf 
angelegt. Kampf der Klassen, Par- 
teien und Konkurrenten, sondern 
auf Ausgleichung von Gegensätzen, 
Kompromiß und Absprachen ..." 

Klassen, Parteien, Konkurrenteh. 
Alle liegen auf einer Ebene. Ab- 
sprachen führender Unternehmen, 
Große Koalition und die (angeb- 
liche) Uberwindung von Klassen- 
antagonismen sind grundsätzlich 
eins geworden. 
Aber genug des Kommentars. Der 
Autor soll selbst zu Wort kommen. 
„Es ist in letzter Zeit mehrfach dar- 

Die Marxistische Studien- 
gemeinschaft Düsseldorf führt 
in der Zeit vom 1. bis 3. No- 
vember in Düsseldorf wissen- 
schaftliche Diskussionen zum 
Thema 
„Marx und die Gewerkschaften 
heute" 
durch. 
Vorgesehen sind 2 Grundsatz- 
referate und drei Arbeitskreise. 
Das genaue Programm erhalten 
Sie durch 
Alfons Clemens, 4 Düsseldorf- 
Holthausen, Burscheider Str. 79, 
Tel. 76 75 84. 

auf hingewiesen worden, daß der 
Harmonisierungstendenz' der Wille 
zum Konflikt entgegenzusetzen ist. 
Soweit eine solche Tendenz in dem 
Sinne verstanden wird, daß beste- 

hende Gegensätze nicht verharm- 
lost und vertuscht werden dürfen, 
daß wir uns daran gewöhnen müs- 
sen, mit Konflikten zu leben, auch 
wenn sie uns ständig ärgern, daß 
also Konflikte nicht prinzipiell und 
nicht radikal aus der Welt geschafft 
werden dürfen, muß diese Gegen- 
steuerung begrüßt werden. Wenn 
aber der Tendenz zur Harmonisie- 
rung durch den Aufruf zum Unge- 
horsam und zum Protest entgegen- 
gewirkt wird, dann trifft man die 
hochkomplexe Gesellschaft am Le- 
bensnerv. Sie ist überhaupt nur 
existenzfähig durch einen hohen 
Grad von allseitiger Anpassungs- 
bereitschaft, die wiederum das Er- 
gebnis eines langwierigen Zivili- 
sationsprozesses ist. Der unzivili- 
sierte Mensch vermag solche Syste- 
me weder zu schaffen noch sich in 
ihnen zurechtzufinden, Ungehor- 
sam gegenüber ihren Gesetzen be- 
deutet Rückfall in niedrigere Ent- 
wicklungsstufen." 
Für den Aufmüpfer ist mal wieder 
eine Untermenschenkategorie be- 
reitgestellt; es handelt sich um die 
species des sozialen Evolutions- 
fossils. 
Weiter heißt es: 
„Gegen die sogenannte Konsum- 
haltung macht seit Jahren der Kul- 
turpessimismus Front, wobei es 
nicht einer gewissen Pikanterie ent- 
behrt, daß auf diesem Felde aus- 
gerechnet Konservative und Neo- 
marxisten einander begegnen. An- 
gesichts dieser seltsamen Einmütig- 
keit fühlt sich der ideologisch nicht 
gebundene Beobachter geradezu 

verpflichtet, diese Konsumhaltung 
in Schutz zu nehmen. Soweit sie 
sich auf das Verhältnis von Konsum 
und Freizeit beschränkt, lassen sich 
sogar gute Gründe dafür finden: 
Warum soll es dem in die strengen 
vorgeschriebenen Verhaltensmuster 
der Arbeitswelt eingespannten Be- 
rufsmenschen unserer Tage nicht 
erlaubt sein, sich in der Freizeit 
etwas .vormachen' zu lassen? War- 
um soll er sich nicht bei seichter 
Lektüre, Musik und Unterhaltung 
entspannen dürfen? Warum soll es 
keine Freizeitindustrie geben dür- 
fen, die diese Leistungen bereit- 
stellt? Wer sich einem anstrengen- 
den Hobby hingeben kann und 
möchte, wird hierzu überall und 
jederzeit genügend Gelegenheit, 
Anregungen und Ermutigung fin- 
den." 
Ein überzeugendes Argumentations- 
niveau. Ein kleiner Sachverhalt 
allerdings stört: Diese Sätze reprä- 
sentieren politische Wissenschaft. 
Gemäß einem Mehrheitswillen 
einer Abteilung der RUB soll ihr 
Autor einen Lehrstuhl in 
Bochum erhalten. 
Was sollen wir uns noch alles vor- 
machen lassen? Besuchen wir eine 
Universität, um uns „bei seichter 
Lektüre ... und Unterhaltung ent- 
spannen (zu) dürfen?" Bevor wir 
Produzenten aus der Freizeitindu- 
strie berufen, müssen wichtigere 
Planstellen besetzt werden. 

Reiner Duhm 
(Alle Zitate aus: F. Ronneberger, „Unruhe 
in der deutschen Öffentlichkeit", In: „Der 
Arbeitgeber", Nr. 10, 1968, S. 260 ff.) 

CDU-Gesetz 
Die Nordrhein-Westfälische CDU 
versteht ihren Entwurf eines Hoch- 
schulgesetzes als Antwort der Poli- 
tiker auf die studentischen Oster- 
unruhen. 
Die wesentlichen Merkmale des 
Entwurfes sind: 
■ Ablehnung der Drittelparität, 

statt dessen „funktionsgerechte 
Mitwirkung" der Studenten. Wie 
diese „funktionsgerechte Mit- 
wirkung" aussehen soll, wird in 
§ 34 - des dritten Abschnittes 
deutlich. Zur Verabschiedung der 
zu erlassenden UniversitätsJ 

Satzung wären die Studenten in 
Bochum beispielsweise mit etwa 
20%> und die Assistenten nur mit 
10°/o beteiligt. 
Auf der Pressekonferenz lehnte 
die CDU die Drittelparität als 
„ständestaatlich" ab. 

■ Das politische Mandat wird der 
Studentenschaft abgestritten. 

■ Das mancherorts bereits abge- 
schaffte Disziplinarrecht soll 
unter dem Namen „Schiedsord- 
nung" wieder eingeführt wer- 
den. 

■ „Ausbildungsintensive Bereiche" 
(Lehrerausbildung?) werden be- 
sonderen Fachhochschulen zuge- 
ordnet. (Vergleiche: Biedenkopf- 
plan) 

■ Einführung von „praxisbezoge- 
nen Ausbildungen" in Kurz- 
studiengängen. (6 Semester) 

■ Spätestens nach dem 4. Semester 
muß eine Zwischenprüfung ab- 
gelegt werden. Eine Wieder- 
holung der Prüfung ist nur ein- 
mal möglich. 

Bleibt nur noch zu erwähnen, daß 
sich die Universität „der Förderung 
der politischen Bildung und des 
staatsbürgerlichen Verantwortungs- 
bewußtseins" annimmt. 

Warum die Studentenschaft Tutoren ablehnte 

- Von Horst-Peter Kasper - 

Die Ablehnung bezieht sich nicht 
auf die beantragten Personen, son- 
dern auf ein Tutorensystem in sei- 
ner bestehenden Form und Inten- 
tion überhaupt, das darüber hinaus 
nur im gesamtuniversitären Kon- 
text adäquat begriffen werden 
kann. Der „Bildungsauftrag" der 
Tutoren hat somit innerhalb des 
von Habermas aufgezeigten Prozes- 
ses akademischer Bildung reflek- 
tiert zu werden. 
Das von den heutigen Wissenschaf- 
ten vermittelte spezifische „Ver- 
fügungskönnen" ist nicht mehr 
jenes „Leben- und Handelnkönnen", 
das man von früheren wissen- 
schaftlich Gebildeten^ d. h. mit 
Theorie befaßten Menschen erwar- 
tete, da die heutigen wissenschaft- 
lichen Verfahren nicht mehr explizit 
auf das Handeln der Menschen 
untereinander bezogen sind. (So 
sagte noch Humboldt, daß es dem 
Staat so wenig als der Menschheit 
um Wissen und Reden, sondern um 
Charakter und Handeln zu tun sei.) 
Die eigentümlichen Schwächen vie- 
ler heutiger Hochschulabsolventen 
in der Praxis sind nicht individuell 
bedingt, sondern ein Ausdruck des- 
sen, daß die Wenn-Dann-Vorschrif- 
ten technischen Verfügungswissens 
nicht mit einer praktisch hilfreichen 

Orientierung des Handelns im Le- 
ben identisch sind. 
Angesichts der die Existenz der ge- 
samten Menschheit bedrohenden 
Waffen und der Manipulation 
menschlichen Verhaltens „die Ein- 
sicht in politische Fragen" den Tu- 
toren „im Rahmen des Bildungs- 
auftrages der Hochschulen" zu 
überlassen, ist dieser vorwissen- 
schaftliche Ansatz gefährlich infan- 
til. 
Dem Dilemma, daß technische Fer- 
tigkeiten und praktische Fähig- 
keiten nicht konvergieren, versucht 
man mit dem Tutorenprogramm 
solcherart zu entgehen, daß man 
eine Arbeitsteilung von Wissen- 
schaft und Erziehung unternimmt 
und damit die Maxime „Bildung 
durch Wissenschaft" preisgibt. 
Indem man das Moment der 
menschlichen Bildung vom wissen- 
schaftlichen Ausbildungsprozeß se- 
pariert und als autonomen Erzie- 
hungsauftrag neben ihm institutio- 
nalisiert, wird Bildung, die einst 
ein wissenschaftliches Verständnis 
der Welt im ganzen in das Handeln 
der Menschen einbringen sollte, zu 
so etwas wie anständigem Verhal- 
ten, zu einem subjektiven Persön- 
lichkeitsmerkmal verkürzt. 
Tutoren sollen „die Heimbewohner 
zu verantwortungsbewußtem, mit- 

bürgerlichem Verhalten anregen", 
sie selbst sollen „Charakter, gei- 
stige Aufgeschlossenheit, Beweg- 
lichkeit und Organisationsbega- 
bung" aufweisen. Bildung wird so 
nicht als aufgeklärtes Handeln be- 
griffen, sondern als ausgesprochen 
rezeptives Verhalten gegenüber 
„Bildungsgütern", wie die schön 
unverbindlich und unvermittelt 
aufgereihten Ziele „Einsicht in 
politische Fragen" und „Entfaltung 
musischer Fähigkeiten" aufzeigen. 
Bildung wird so in der Beschrän- 
kung auf die Privatsphäre asozial 
und nicht als politisch begriffen. Sie 
orientiert sich an den bloßen Wert- 
vorstellungen einzelner Heimträger, 
statt als theoretische Anleitung 
zum Handeln aus einem wissen- 
schaftlich explizierten Weltver- 
ständnis zu folgen, statt sie als Re- 
sultat des wissenschaftlichen Ent- 
wicklungsprozesses und nur in ihm 
einlösbar zu begreifen, eben in der 
Rückvermittlung der wissenschaft- 
lichen Ergebnisse in die soziale 
Praxis durch die Wissenschaft 
selbst. 
Des weiteren verschleiert das Tu- 
torenprogramm die wirkliche Inter- 
essenstruktur in den Wohnheimen, 
indem es nicht auf sie eingeht und 
außerdem noch in seinen „Richt- 

linien" die Wohnheime als zur Uni- 
versität gehörig versteht. 
Die tutorischen Lehrbeauftragten 
für „Bildung" sind keine Inter- 
essenvertreter der im Heim woh- 
nenden Studenten. Die kultus- 
ministerielle Wohnheimkonzeption 
spricht stattdessen von „gemein- 
samem Vertrauen"!!) (i. e. der auto- 
ritäre „Ersatz" für demokratische 
Kontrolle) zwischen Heimleitung 
und „Heimgemeinschaft" (!). Die 
Tutoren stehen somit angeblich 
„über den Parteien", faktisch sind 
sie aber von der Heimleitung ab- 
hängig. 
Deshalb tritt der AStA dafür ein, 
die Mittel, die jetzt den Tutoren in 
Form von Stipendien und Ver- 
anstaltungsfinanzierung (DM 3750 
jährlich pro Tutor), zum Teil den 
Interessenvertretern der im Heim 
wohnenden Studenten, also den 
Heimsprechern, den überwiegenden 
Teil aber den Fachschaften, die bis- 
her ohne ausreichende finanzielle 
Unterstützung dastehen, zur Ver- 
fügung zu stellen. Mit den Tutoren- 
mitteln könnten studentische 
Selbsthilfeprogramme organisiert 
werden, die sich direkt an den 
Bedürfnissen der Studenten orien- 
tieren, nicht aber an dem in der 
kultusministeriell intendierten 
Form verfehlten „Bildungsauftrag". 
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Welchen 

Teppichboden 

wünschen Sie? 

Unsere großzügige Auswahl ist 

schwerlich in Verlegenheit zu 

bringen. Sie sollten es mal dar- 

auf ankommen lassen. 
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... gleich neben det Ittensa 11_| p £ 

BUCHHANDLUNG 

BRQCKMEYER 

463 BOCHUM-QUERENBURG 
Lennerhofstraße 70 - Ruf 51 13 60 

ß a 
G 
Q 
□ 
□ 
m 
□ 

Europäische 
Marken-Teppichs 

Führendes Haus in 
Western Bekleidung 

Twen Shop 
Bekleidung für 
junge Leute 

VERKAUF 

Rücklaufbestände 
der US-Armee 

H. PETERMANN 

Bochum - Rathausplatz 8 

Telefon 66939 

SCHAUSPIELHAUS BOCHUM 
Hans S c ha 11 a 

Spielplan für die Zeit vom 
20. September bis . 13. Oktober 1968 
Änderungen vorbehalten I 

ERÖFFNUNG DER SPIELZEIT 1968/69 
SCHAUSPIELHAUS: 
PRINZ FRIEDRICH VON HOMBURG 

DIE NACHT DES LEGUAN 

DIE FLEDERMAUS (G) 
EIN SOMMERNACHTSTRAUM 

FIDELIO (G) 
DIE NASHORNER 

LIEDERABEND GLORIA DAVY 
1. HAUPTKONZERT 
KAMMERSPIELE: 
DER EINGEBILDETE KRANKE 

DER BALKON 

20. 9. 
(So.), 
12. 10. 
24. 9. 
(Mi.), 
29. 9. 
28. 9. 
(Mi.) 
3. 10. 
6. 10. 
(Do.) 
4. 10. 
26. 9, 

(Fr.) Premiere, 21. 9. (Sa.), 22. 9. 
23. 9. (Mo.), 1. 10. (Di.), 5. 10. (Sa.), 

(Sa.) 
(Di.) Premiere, 25. 9. (Mi.), 2. 10. 

7. 10. (Mo.), 13. 10. (So.) 
(So.) 
(Sa.) Premiere, 30. 9. (Mo.), 9. 10. 

(Do.) Premiere, 11. 10. (Fr.). 
(So.) Premiere, 8. 10. (Di.), 10. 10. 

(Fr.) 
(Do.), 27. 9. (Fr.) Wiederholung 

21. 9. (Sa.) Premiere, 4. 10. (Fr.), 7. 10. 
(Mo.), 12. 10. (Sa.), 13. 10. (So.) 
17.00 und 20.00 Uhr 
27. 9. (Fr.) Premiere, 8. 10. (Di.), 11. 10. 
(Fr.) 

Beginn der Veranstaltungen: 20 Uhr, sofern nichts anderes angegeben. 
Karten für Studierende 50 •/• ermäßigt, Anrechtscheine auf Ermäßigung sind im 
Sekretariat der Studentenschaft erhältlich (Baracke 8, hinter der Mensa). 
(G) = Aufführung des Musiktheaters im Revier, Gelsenkirchen. 

I BSZ-Leser 

antworten 

Betr.: Leserbrief des Kommilitonen 
Urboneit (Nr. 28) 

Das was der Kommilitone schreibt, 
sind doch wohl nichts anderes als 
inkonsequente, polemische Phrasen. 
Es fehlt zum größten Teil jegliche 
Verbindung zu dem Brief der Kom- 
militonin Gabriele Morschöck 
(Nr. 27: „Ich bin überzeugt, daß 
durch die Veröffentlichung des 
Halbaktes berechtigte Zweifel dar- 
über entstehen können, ob es der 
Studentenschaft in ihrem gegen- 
wärtigen Kampf um hohe Ziele 
auch auf die Erhaltung geistiger 
und sittlicher Werte ankommt..."). 
Genauso inkonsequent ist es, aus 

der Tatsache, daß die Kommilitonin 
das MdR Heinrich von Treitschke 
zitiert („Ein Volk, dessen Frauen 
aufgehört haben, sich zu schämen, 
ist dem Untergang geweiht") zu 
schließen, sie trete für einen auto- 
ritären Staat ein. Die Unsachlich- 
keit der Kritik des Kommilitonen 
Urboneit wird durch die abwer- 
tende Tonart, in welcher er seinen 
Brief gehalten hat, noch verstärkt. 
Ich bin etwas enttäuscht darüber, 
daß die BSZ solch destruktive Kri- 
tik überhaupt veröffentlicht. Der 
Kommilitonin Gabriele Morschöck, 
die wahres und notwendiges Wort 
so offen schrieb, gebürt große 
Hochachtung. 

SDS verlor zweite Instanz 
Im Streit zwischen dem SDS und 
der Bundesrepublik um die Ver- 
weigerung von Mitteln aus dem 
Bundesjugendplan hat das Ober- 
verwaltungsgericht Münster in 
zweiter Instanz gegen den SDS ent- 
schieden. Der Senatspräsident 
Schwarz vertrat die Auffassung, die 
Tätigkeit des SDS könne nicht als 
nach dem Grundgesetz förderlich 
angesehen werden. Die vom SDS 
angestrebte „permanente Kontrolle 
aller Staatsorgane durch die Staats- 
bürger" sei von den Vätern des 

Gerüchte über 

Konventssitzung 

Unsere Professoren müssen 
sich da wieder einmal unge- 
heuerlich benommen haben. Es 
ist doch klar, daß unsere Sit- 
ten durch den Anblick solcher 
schrankenloser Exzesse früh 
verdorben werden müssen. 
Diese Akademiker scheinen 
ihre Sitzung wie Rasende er- 
öffnet zu haben. In wilder 
Kampfeslust stürzten sich die 
schlimmen Greise auf die Stu- 
dentenschaft. Unter den Zu- 
hörern, die aus Greisen be- 
standen, sollen Zurufe er- 
schallt sein, die sogar mit- 
unter eine empörte Färbung 
angenommen hätten. Ich glaube 
nicht fehlzugehen, wenn ich 
annehme, daß diese donnern- 
den Äußerungen hauptsäch- 
lich von Prof. Esser herrühr- 
ten, mit dem sein zügel- 
loses Temperament durchging. 
Selbstverständlich ist dies 
eine tieftraurige Angelegen- 
heit. Trotz aller Anstrengun- 
gen der letzten Zeit, auch diese 
Kreise unserer Universität ob- 
jektiv zu beurteilen, müssen 
wir angesichts derart würde- 
losen und allen Sitten hohn- 
sprechenden Verhaltens denn 
doch feststellen, daß man uns, 
nie und nimmer zumuten 
kann, uns mit solchen Leuten, 
in deren Gesellschaft man ja 
seines Lebens nicht mehr 
sicher ist, an einen Tisch zu 
setzen. Wir rücken ab. 

Kas-Brecht 

Grundgesetzes bewußt abgelehnt 
worden, so daß der Volkswille zeit- 
weilig mit der Regierung nicht 
übereinstimme. (!) 
Heinrich Hannover, der den SDS 
als Rechtsanwalt vertrat, bezeich- 
nete diese Entscheidung anschlie- 
ßend als „Selbstentlarvung eines 
Systems, in dem politische Gesin- 
nung zu kaufen ist". Der SDS hat 
die Revision angekündigt. 

„So gut geklappt" 

Der wegen Beleidigung einer Rich- 
terin und eines Richters angeklagte 
Kommunarde Karl-Heinz Pawla 
hatte sich nicht damit begnügt seine 
Mißachtung des Gerichts nur verbal 
zu bekunden; in der Absicht den 
abstrakten Protest sinnlich erfahr- 
bar zu machen, schluckte Pawla 
Pillen und schritt zur Tat. Ehe die 
Gerichtsdiener Schlimmes verhin- 
dern konnten, hatte er die Hosen 
abgestreift, seinen Bedürfnissen 
freien Lauf gelassen und die An- 
klageschrift hinterlistig zweckent- 
fremdet. „Zur Sache" vernommen 
erklärte Pawla, er habe die „De- 
monstration" vorher geprobt und 
freue sich, daß alles „so gut ge- 
klappt" habe. Er bedauere nur, daß 
es ihm nicht gelungen sei, statt der 
Aktenblätter das Barett des Vor- 
sitzenden zu ergreifen. 
Als der Staatsanwalt erklärte, es 
müsse eine exemplarische Strafe 
verhängt werden, warf Pawla eine 
seiner Sandalen nach ihm, verfehlte 
aber das Ziel. Für den Wurf erhielt 
Pawla 3 Tage Haft; seine „Demon- 
stration" glaubte das Gericht mit 
einer Gefängnisstrafe von 10 Mo- 
naten ohne Bewährungsfrist ahn- 
den zu müssen. Dazu der studen- 
tische Ermittlungsausschuß an der 
TU Berlin: „Das Gericht ist der 
Forderung der Staatsanwaltschaft, 
ein Exempel zu statuieren, nach- 
gekommen ... Die Richter betrach- 

ten als Skandal, daß auf unästhe- 
tische Weise Bedürfnisse vor Ge- 
richt erledigt werden: sie schicken 
aber anschließend die Straffälligen 
in Einmannzellcn, in denen 3 Mann 
untergebracht sind und wo auf einer 
Toilette ohne Deckel Bedürfnisse 
erledigt werden. Während die an- 
deren essen. Solidarisiert Euch mit 
den .Rechtsbrechern'." Selbst in der 
bürgerlichen Presse ist das Ein- 
schüchterungsurteil auf Widerstand 
gestoßen. Der „Telegraf" schreibt: 
„An Stelle von 50 Tagen Gefängnis 
wurde am 3. Juni ein 27jähriger 
Maurer wegen fahrlässiger Tötung 
mit einer Geldstrafe von 1000 DM 
bedacht. Am 31. Juli verhandelte 
ein Verkehrsschöffengericht gegen 
zwei Autofahrer, durch deren Un- 
aufmerksamkeit zwei alte Men- 
schen getötet wurden. Das Urteil: 
je 4 Monate Gefängnis mit Bewäh- 
rung und eine Geldbuße von 800 
DM ... Der Eindruck läßt sich nicht 
ganz verwischen, daß ein Menschen- 
leben weniger wert ist als die — 
zugegeben sehr grob geschmälerte 
— Würde des Gerichtes. Noch ein 
Punkt stimmt nachdenklich: Pawla 
wurde aus einer Zelle geholt und 
verurteilt, ohne vorher noch einmal 
Kontakt mit einem Verteidiger auf- 
nehmen zu können. Das stellt einen 
Verstoß gegen das Grundgesetz und 
die europäische Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte dar ..." 

BSZ-Leserin Johanna O. war in Essen dabei 

Gut gesagt: 
„Es kommt mir vor, als hätte die 
Bundesregierung noch einen dritten 
Koalitionspartner, nämlich die IG 
Metall!" 
(Der Bochumer Stahlwerker Gün- 
ter Perschle zu dem von Otto Bren- 
ner gesteuerten Kurs, die IG Metall 
der Politik der . Großen Koalition 
anzunähern) 

Zentralisation - Demokratie 

Gedanken zur Hochschulreform 
Die von den Professoren Denn Inger, 
Friedeburg, Habermas und Wiet- 
höfer vorgelegten Grundsätze für 
ein neues Hochschulrecht führen 
leider die am Otto-Suhr-Institut 
gemachten Ansätze nicht weiter. Ihr 
Entwurf fordert eine zentralisierte 
Verwaltung, die allein die nötige 
Effektivität sichern könne (vergl. 
Biedenkopf-Plan). Ein auf acht Jahre 
gewählter Präsident (Wiederwahl 
istmöglich),der über einen Stab von 
mindestens vier hochqualifizierten 
Beamten verfügt, ist „mit erheb- 
lichen Kompetenzen" auszustatten. 
Ihm untersteht die gesamte Ver- 
waltung, die durch die Verbindung 
staatlicher Wirtschafts- und akade- 
mischer Selbstverwaltung zu einer 
Einheitsverwaltung (ganz im Sinne 
der Effektivität) zusammengefaßt 
wird. Er führt den Vorsitz im Senat, 
im Kuratorium und in den zentra- 
len Ausschüssen. Das Konzil, das 
den Präsidenten wählt und in dem 
alle Universitätsmitglieder drittel- 
paritätisch vertreten sind, tritt in 
der Regel einmal jährlich zur Ent- 
gegennahme des Rechenschafts- 
berichts des Präsidenten zusammen. 
Von einer Kontrollfunktion des 
Konzils kann in diesem Zusammen- 
hang wohl kaum noch die Rede 
sein. Der Präsident besitzt eine so 
starke Stellung, daß die Selbstver- 
waltung auf Universitätsebene 
weitgehend aufgehoben ist. Nach 
bisherigen Erfahrungen ist zu er- 
warten, daß die Arbeit des Senats, 
der ungefähr dieselben Aufgaben 
übernimmt wie bisher, und die Ar- 
beit der zentralen Ausschüsse weit- 
gehend von der Vorarbeit des Prä- 
sidenten und seines Mitarbeiter- 
stabes bestimmt wird. 
Gegenüber der zentralisierten Or- 
ganisation auf Universitätsebene 
ist man bereit, der fachbezogenen 
Selbstverwaltung breiteren Raum 
zu lassen. Es scheint sich hier um 
den Versuch zu handeln, der in dem 
übergeordneten Bereich verhinder- 

ten Selbstverwaltung zur Rettung 
des demokratischen Gedankens we- 
nigstens in den Fachbereichen eine 
Selbstverwaltung gegenüberzustel- 
len. Dieses Konzept ist schon des- 
wegen zum Scheitern verurteilt, da 
endgültige Beschlüsse zum größten 
Teil im Senat gefaßt werden und 
nicht in den fachbezogenen Gre- 
mien. Außerdem bleibt die Frage 
offen, ob bei der hier angestrebten 
Reform nicht Konfliktsituationen 
entstehen müssen, die entweder zum 
Sieg der Demokratie in der gesam- 
ten Hochschule oder aber wahr- 
scheinlicher (nach dem Überwiegen 
autoritärer und desinteressierter 
Mitglieder zu urteilen) zu ihrer 
endgültigen Niederlage führen. Bei 
der Satzung des Otto-Suhr-Instituts 
hat man den Gedanken der demo- 
kratischen Selbstverwaltung sehr 
ernst genommen und sich um des- 
sen Realisierung bemüht. Folge- 
richtig ist man nicht von einer zen- 
tralisierten Verwaltung, sondern 
von dem demokratischen Willens- 
bildungsprozeß, der sich nur von 
unten, d. h., den kleinsten Organi- 
sationseinheiten, nach oben voll- 
ziehen kann. Allerdings darf nicht 
übersehen werden, daß es sich um 
die Reform eines Instituts handelt 
und daher die Problematik der 
Universitätsverwaltung nicht ge- 
stellt wurde. 
In den Facheinheiten, einer Unter- 
gliederung des Instituts, werden 
alle Lehr- und Forschungsvorhaben 
von allen Mitgliedern diskutiert 
und auf der so gewonnenen Grund- 
lage im Institutsrat, in dem Profes- 
soren, Studenten, Assistenten usw. 
vertreten sind, verabschiedet. 
Nur über die Dezentralisation und 
die demokratische Willensbildung 
von unten nach oben kann eine 
demokratisch organisierte Univer- 
sität verwirklicht werden, und nur 
diese kann Bestandteil einer demo- 
kratischen Gesellschaft sein. 

Carla Boulboulle 

Katholikentag 
„Halt's Maul" 
(Der Präsident des Bundesarbeits- 
gerichts, Professor Müller zu einem 
j ungen Versammlungsteilnehmer) 
„Macht aus den Prälaten gute De- 
mokraten" 
(Sprach chor) 
„Manchmal hätte man meinen kön- 
nen, ein Bischof könne sich nicht 
mehr auf Katholikentagen sehen 
lassen." 
(Kardinal Döpfner nach den Diskus- 
sionsveranstaltungen des 82. Deut- 
schen Katholikentages) 
„Heeengsbach wir kooommen, wir 
sind die linken Frooommen" 
(Sprechchor) 
„Sich beugen und zeugen" 
(Transparent) 
„Manche brauchen nur eine Frau 
zu sehen, dann grunzen sie wie 
echte Schweine" 
(Zitat aus einem katholischen Re- 
ligionsbuch, das bei den Teilneh- 
mern eines „Teach in" über „Reli- 
gionsunterricht heute" schallendes 
Gelächter hervorrief.) 
„Der Heilige Geist ist längst ver- 
raten von unseren Kirchenbürokra- 
ten" 

Pacem in Baracke 
Den Frommen, der der Kapelle zu- 
strebt, verwirren nicht mehr die 
bösartigen Worte: „Dem Wehr- 
bischof eine Wehrkirche." Auch der 
glückhafte Ausruf „I'm happy, God 
loves me" und die geheimnisvolle 
Weisheit „You need Charly" lassen 
sein Auge nicht mehr erstrahlen 
bzw. sich in grüblerische Falten 
legen, ebensowenig wie das häre- 
tische Orakel: „Alle Räder stehen 
still — Christus, wenn's Dein Vater 
will". 

Herbstfest 
der Bochumer Ingenieurschulen 
am 28. 9. 1968, 19.00 Uhr, in 
der Ruhrland - Halle. Beat bis 
4.00 Uhr. Eintritt 1,50 DM. 

Blumenberg ausgeschieden 
Dr. Hans Blumenberg, Ordinarius 
für Philosophie an der Ruhr- 
Universität ist aus dem Senat der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft 
ausgeschieden. 

\ J 

Qontacta 

Institut 

Meinen Brillen Bochum Kortumstr. 451.Et. 
Anpassung unsichtbarer Augengläser 
bestverträgliche Kunststoff-Kleinstlinsen 
des bewährten Systems Müller-Welt 

Schreibmaschinen 
Sonderangebote, Miete, Mietkauf 
WYWIAS-Bochum - Südring 19 

Rum 

Mapie 

2.50 DM 

# Gratispröbchen piANTA'Berlinftl 
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